SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG 16. November 2020
19. Wahlperiode

Unterrichtung 19/263

der Landesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Investitionsbankgesetzes und des
Landesverwaltungsgesetzes

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag unter Hin-
weis auf Artikel 28 Abs. 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Verbin-
dung mit dem Parlamentsinformationsgesetz (PI1G).

Federfihrend ist die Finanzministerin.

Zustandiger Ausschuss: Finanzausschuss
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Schleswig-Holstein Schleswig-Holstein
Der echte Norden Finanzministerium

Finanzministerium | Postfach 7127 | 24171 Kiel Ministerin

Prasident des
Schleswig-Holsteinischen
Landtages

Herrn Klaus Schlie
Landeshaus

24105 Kiel

11. November 2020

Sehr geehrter Herr Prasident,

den beiliegenden ,Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Investitionsbankgesetzes
und des Landesverwaltungsgesetzes” Ubersende ich unter Hinweis auf Artikel 28 Abs. 1
der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Verbindung mit dem Parlamentsinfor-
mationsgesetz zur Unterrichtung.

Der Gesetzentwurf ist gleichzeitig den zu beteiligenden Verbanden zur Anhérung zugeleitet
worden.

Mit freundlichen GriRen

Monika Heinold

Anlagen: 2

Jahre
Volksabstimmungen

Dienstgebaude Disternbrooker Weg 64, 24105 Kiel | Telefon 0431 988 - 3900 |
Telefax 0431 988 - 4176 | monika.heinold@fimi.landsh.de |

www.landesregierung.schleswig-holstein.de | i B
E-Mail-Adressen: Kein Zugang fiir elektronisch signierte oder verschliisselte Dokumente. Gemeinsam lber Grenzen



SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG Drucksache 19/ #NI#
19. Wahlperiode

Gesetzentwurf

der Landesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Investitionsbankgesetzes und des
Landesverwaltungsgesetzes

Federfiihrend ist das Finanzministerium

2 von 28



3 von 28

Drucksache 19/ #N!# Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode

Gesetzentwurf der Landesregierung

Gesetz zur Anderung des Investitionsbankgesetzes und des Landesverwal-

tungsgesetzes

Problem

1. Die Investitionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH) ist eine Anstalt des o6ffentli-
chen Rechts in alleiniger Tragerschaft des Landes Schleswig-Holstein. Das
Land hat aufgrund der staatlichen Garantien in 8 4 Investitionshankgesetz
(IBG), wie der Anstaltslast, der Gewahrtragerhaftung und der Refinanzierungs-
garantie, eine besondere Verantwortung fir die IB.SH als herausragendes Lan-
desforderinstitut mit einer Bilanzsumme von 20,6 Mrd. Euro und 625 Beschéf-
tigten.

Als 100 %-Trager und Eigentimer der IB.SH bendétigt das Land angemessene
Steuerungskompetenzen bei eigentiimerbezogenen und haushaltswirksamen
Entscheidungen der IB.SH.

8 65 Abs. 1, Nr. 3i.V.m. § 112 Abs. 2, S. 1 Landeshaushaltsordnung (LHO)
fordert insoweit flr Beteiligungen des Landes an einem privaten Unternehmen
oder einer juristischen Person des Offentlichen Rechts einen angemessenen
Einfluss des Landes, insbesondere im Aufsichtsorgan.

Die Einflussmaoglichkeiten des Landes im Verwaltungsrat (VWR) der IB.SH sind
jedoch aus rechtlichen Griinden beschrankt.

Als Forderinstitut ist die IB.SH ein Kreditinstitut i.S.d. des § 1 Abs. 1, S. 1 des
Kreditwesengesetzes (KWG). Fur die IB.SH gelten zusatzlich — neben den
Standards des Beteiligungshandbuchs Schleswig-Holstein (BHB) und des Cor-
porate Governance Kodexes Schleswig-Holstein (CGK-SH) flr die Tatigkeit
von Aufsichtsorganen — die aufsichtsrechtlichen Anforderungen an die Mitglie-
der in Aufsichtsorganen von Kreditinstituten, insbesondere zur Sachkunde und
Interessenkonflikten.

In Anbetracht dieser rechtlichen Rahmenbedingungen sind die Mandate der
Mitglieder des VWR der IB.SH personliche Mandate, die von den Landesvertre-
terinnen und Landesvertretern im VWR unabh&ngig und weisungsfrei im Inte-
resse des Unternehmens mit der gebotenen fachlichen Expertise ausgeibt wer-

den mussen. Ein angemessener Einfluss des Landes im VWR der IB.SH ist
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rechtlich somit nur eingeschrankt in den Grenzen des Unternehmensinteresses
maoglich.

Aufgrund der Bedeutung der IB.SH als Landesforderinstitut und der Mal3gabe
aus 8 65 Abs. 1, Nr. 3i.V.m. § 112 Abs. 2, S. 1 LHO bendétigt das Land neben
seinen Mandaten im VWR der IB.SH zusatzliche Steuerungsinstrumente zur

Wahrnehmung seiner 6ffentlichen Interessen als Eigentiimer der IB.SH.

Daher sollen bei den Unternehmen des Landes Gewéahrtragerversammlungen

(GTV) in Ergdnzung zum Verwaltungsrat errichtet werden, um den Informati-

onsfluss zum Parlament zu gewdahrleisten und die 6ffentlichen Interessen zu

wahren.

Bei der Anstalt Schleswig-Holsteinische Landesforsten wurde durch das Gesetz
zur Anderung des Gesetzes (iber die Errichtung der Anstalt Schleswig-Holstei-
nische Landesforsten vom 01. Juli 2020 (GVOBI. Schl.-H. S. 374) eine GTV er-
richtet. Im Universitatsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH) wurde bereits zuvor
mit dem Gesetz zur Neuordnung der Hochschuldmedizin vom 14. Marz 2017
(GVOBI. Schl.-H. S. 142) eine GTV implementiert.

Bei der IB.SH gibt es keine GTV. Die Organe der IB.SH sind gemal3 § 11 Abs. 1
des IBG der Vorstand und der VwWR.

2. Die Regelung zur Besetzung des VWR in 8 11 Abs. 3 IBG berticksichtigt nicht
hinreichend die Hohe der Kapitalbeteiligung des Landes von 100 % und das
unbegrenzte Haftungsrisiko des Landes aus der Anstaltslast, der Gewahrtra-
gerhaftung und der Refinanzierungsgarantie.

Obwohl der VwWR der IB.SH insgesamt mit zwolf Mitgliedern besetzt ist, sind
dem Land im VWR nur sechs der zw6If Mandate zugeordnet.

Daneben sind die Betriebsangehdrigen der IB.SH mit vier Mitgliedern und die
IHK Schleswig-Holstein (Arbeitsgemeinschaft der Industrie- und Handelskam-
mern Flensburg, Kiel und Libeck) und die Arbeitsgemeinschaft der kommuna-
len Landesverbande (KLV) mit jeweils einem Mandat vertreten.

Das Land hat im VWR keine Stimmenmehrheit, sondern lediglich tiber den Vor-
sitz im VWR, der einer Vertreterin oder einem Vertreter des Finanzministeriums

obliegt, bei Stimmengleichheit ein Letztentscheidungsrecht (8 11 Abs. 5 IBG).
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Zudem ist die aktuelle Besetzungsregelung des VWR aus Sicht des Landes zu
starr, um den VWR im Hinblick auf seine Aufgaben und die aufsichtsrechtlichen
Anforderungen an die Mitglieder eines Aufsichts- und Kontrollorgans gemalf

§ 25d KWG effektiv mit Expertinnen und Experten besetzen zu kdnnen.

3. Die Regelung der staatlichen Aufsicht tiber die IB.SH in § 17 IBG ist uniiber-
sichtlich. Die Zustandigkeit fur die Aufsicht ist aufgrund eines 2014 erfolgten
Wechsels der Rechtsaufsicht aus dem Geschéftsbereich des Wirtschaftsminis-
teriums in den Geschéftsbereich des Finanzministeriums (Bekanntmachung
des Ministerprasidenten im GVOBI. Schl.-H. 2014, S. 34) in einer Ful3note ge-
regelt. Zudem sind Umfang und Befugnisse der Aufsicht nicht transparent und

erschlieRen sich erst durch Verweise auf andere Gesetze.

4. Die Regelung der formell-rechtlichen Insolvenzunféhigkeit der IB.SH erfolgte
2016 durch eine Anderung von § 52 Landesverwaltungsgesetz (im Folgenden
mit LVWG abgekurzt) und war fur die IB.SH im Hinblick auf die Neuregelung in
8 46 f KWG seinerzeit eine schnelle und zielfihrende Losung (s. Drs. 18/4000).
Aus rechtsdogmatischer Sicht ist sie dort aber nicht richtig verortet.

Ldsung

Anderung des Investitionsbankgesetzes

1. Zur ,angemessenen‘ Wahrnehmung der Eigentimerinteressen des Landes

I.S.v. 8§65 Abs. 1, Nr.3i.V.m. § 112 Abs. 2, S. 1 LHO wird bei der IB.SH (wieder)
eine GTV eingerichtet. Ein eigentimerorientiertes Unternehmensorgan gibt es
bei der IB.SH nach Abschaffung der GTV im Jahr 2011 nicht mehr. Man war
seinerzeit der Ansicht, bei der IB.SH als Anstalt mit nur einem Trager auf eine
GTV verzichten zu kbnnen und somit einen Beitrag zur Verschlankung der Ver-
waltung zu leisten (s. Drs. 17/741).

Unter Bertcksichtigung von Corporate Governance Aspekten ist aber auch bei
Anstalten mit nur einem Trager eine GTV sinnvoll und zielfiihrend, um das Lan-
desinteresse als Trager einer Anstalt in einem vom VWR getrennten, eigenem

Organ hinreichend wahrnehmen und steuern zu kénnen und gleichzeitig das
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Spannungsfeld zwischen Unternehmens- und Landesinteresse im VWR als Auf-
sichts- und Uberwachungsorgan aufzulosen.

Allein eine Erh6hung der Anzahl der Landesvertreterinnen und Landesvertreter
im VWR der IB.SH, um eine Stimmenmehrheit des Landes zur Wahrnehmung
eines angemessenen Einflusses sicherzustellen, ware keine zielfihrende Alter-
native zur Einfihrung einer GTV. Im Gegensatz zu den bevollmachtigten Ver-
tretern in einer GTV sind die Mitglieder des VWR nicht an Weisungen der sie
entsendenden Gebietskorperschaft gebunden, da sie persdnliche Mandate ha-
ben, die sie aus aufsichtsrechtlichen Grunden frei von Interessenkonflikten aus-
tben mussen. Zudem soll der VWR als Aufsichtsorgan das operative Geschéft
der IB.SH tUberwachen. Aufgrund der Komplexitat der Bankenregulatorik ist es
daher zielfUhrender, den VWR mit fachkundigen Expertinnen und Experten zu
besetzen und die landespolitischen Interessen in der GTV zu verfolgen.

Nach dem Gesetzentwurf besteht die GTV aus vier Vertreterinnen oder Vertre-
tern des Landes, die vom Finanzministerium bevollméachtigt werden die Eigen-
tumerrechte des Landes als Trager der IB.SH wahrzunehmen. Den Vorsitz in
der GTV hat die Vertreterin oder der Vertreter des Finanzministeriums. Die GTV
beschliel3t einstimmig.

. Der Beteiligungshéhe und dem Haftungsrisiko des Landes wird durch eine neue

Besetzungsregelung des VWR Rechnung getragen.

Zudem wird die Anzahl der Mitglieder des VWR vor dem Hintergrund der Ein-
fuhrung der GTV von zwolf auf insgesamt acht Mitglieder reduziert, von denen
sechs Vertreterinnen oder Vertreter des Landes Schleswig-Holstein und zwei
Vertreterinnen oder Vertreter der Betriebsangehdrigen der IB.SH sind.

Im Einklang mit den aufsichtsrechtlichen Anforderungen an Mitglieder in Auf-
sichtsorganen von Kreditinstituten nach 8§ 25d KWG und unter Beachtung der
Belange der IB.SH als herausragendes vom Land getragenes Fdrderinstitut soll
allein das Land zu Beginn einer jeden vierjahrigen Amtsperiode entscheiden,
wer neben den gewahlten Beschéftigtenvertreterinnen und -vertretern Mitglied
im VWR der IB.SH sein soll. Der Wortlaut spricht nicht mehr von Vertreterinnen
und Vertretern der Landesregierung, sondern von Vertreterinnen und Vertretern
des Landes. Dies beinhaltet auch die Mdglichkeit, externe fachkundige Exper-

tinnen und Experten aus der Finanz- und Wirtschaftsbranche als Vertreterinnen
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und Vertreter des Landes fur den VWR zu bestellen. Néheres dazu wird die
Satzung regein.

Wie viele Mandate das Land landesintern und extern vergibt, istim IBG und der
Satzung bewusst offengelassen und steht im Ermessen des Landes. Die Ent-
scheidung ist von den aufsichtsrechtlichen Regelungen im KWG und der Auf-
sichtspraxis der Bundesanstalt flr Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) ab-
hangig und davon, inwieweit das Land in seinen eigenen Reihen Uber geeignete
Personen verfugt. Landesintern sind nicht nur — wie bisher tblich - geeignete
Staatssekretarinnen und Staatssekretéare zu berucksichtigen. Auch andere ge-
eignete Personen aus der Ministerialverwaltung kbnnen vom Land als Mitglied
des VWR bestellt werden, wenn sie die aufsichtsrechtlichen Anforderungen er-
fullen und insbesondere Uber die erforderliche Sachkunde verfugen.

Die IHK und die KLV sind kinftig nicht mehr von Gesetzes wegen im VWR ver-
treten. Vertreterinnen und Vertreter der IHK und der KLV kdnnen aber als Tra-
ger eines Landesmandats vom Land fur den VWR bestellt werden, wenn die von
IHK und KLV vorgeschlagenen Personen die aufsichtsrechtlichen Anforderun-
gen sowie die Vorgaben des Landes zur paritatischen Gremienbesetzung erfll-
len. Den Vorsitz im VWR hat weiterhin die Vertreterin oder der Vertreter des
Finanzministeriums.

Die Verkleinerung des VWR bei gleichzeitiger Einrichtung einer GTV ist sach-
gerecht. Ein Organ mit zwdlf Personen bedarf grundséatzlich eines hoheren Ko-
ordinationsaufwandes als eines mit acht Personen. Zudem kann der VwWR seine
Kontroll- und Uberwachungsfunktion besser wahrnehmen, wenn er zielgerichtet
mit Mitgliedern besetzt ist, die Uber die erforderliche Expertise und Zeit verfu-

gen.

. 817 IBG wird aus Grunden der Transparenz und einer besseren Verstandlich-

keit neu gefasst. Neben der Zustandigkeit fur die Aufsicht werden auch der

Umfang der Aufsicht und die Befugnisse der Aufsicht klar geregelt.

. In 8 41BG wird in einem neu hinzuzufiigenden Absatz 4 geregelt, dass ein In-

solvenzverfahren Uber das Vermdgen der Investitionsbank unzulassig ist.
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Anderung des Landesverwaltungsgesetzes

Aufgrund der Regelung der Insolvenzunfahigkeit der IB.SH im Anstaltserrichtungsge-

setz ist § 52 S. 3 LVWG um den Hinweis auf anderweitige gesetzliche Regelungen zu

erganzen und § 52 S. 4 LVwWG zu streichen.

C.

Keine.

D.

Alternativen

Kosten und Verwaltungsaufwand

1. Kosten

Dem Land entstehen unmittelbar keine zusatzlichen Kosten. Sofern das Land
von der Mdglichkeit Gebrauch macht, Landesmandate mit externen Expertin-
nen und Experten zu besetzen, fallen ggf. Kosten fur die Zahlung von Auf-

wandsentschadigungen an.

2. Verwaltungsaufwand

Dem Land entsteht durch die Einfihrung einer GTV ein zusatzlicher Verwal-
tungsaufwand, der durch das vorhandene Personal abgedeckt wird.

Der mit der Neuorganisation der Organe der IB.SH verbundene Verwaltungs-
aufwand ist hinsichtlich der Bedeutung der IB.SH als zentrales Foérderinstitut
des Landes, der Beteiligungshdhe des Landes von 100 % und dem unbegrenz-
ten Haftungsrisiko des Landes aus der Anstaltslast, der Gewéhrtragerhaftung
sowie der Refinanzierungsgarantie gerechtfertigt und verhaltnismagig. Mit einer
Bilanzsumme von derzeit 20,6 Mrd. Euro und 625 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern (Stand 31.12.2019) ist die IB.SH eines der bedeutendsten Landesunter-

nehmen.

3. Auswirkungen auf die private Wirtschaft

Keine.
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E. LanderUbergreifende Zusammenarbeit

Entfallt.

F. Information des Landtages nach Artikel 28 der Landesverfassung

Der Landtag wird zeitgleich mit der Einleitung des Beteiligungsverfahrens und der An-

horung von dem Gesetzentwurf unterrichtet werden.

G. Federfihrung

Finanzministerium
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Gesetz zur Anderung des Investitionsbankgesetzes und des
Landesverwaltungsgesetzes

Vom ...

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung des Investitionsbankgesetzes
Das Investitionsbankgesetz vom 7. Mai 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 206), geandert durch
Gesetz vom 17. Dezember 2010 (GVOBI. Schl.-H. S. 789), Ressortbezeichnung zu-
letzt ersetzt durch Verordnung vom 16. Januar 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 30), wird wie
folgt gedndert:

1. In 8 2 Absatz 4 wird das Wort ,Landesregierung“ durch das Wort ,Gewahrtrager-
versammlung” ersetzt.
2. 8 3 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:
,Der Erlass und die Anderung der Satzung obliegen der Gewahrtragerver-
sammlung; sie bedurfen der Genehmigung der Aufsichtsbehérde gemaR § 17
Absatz 1 Satz 2."
3. 84 wird wie folgt geandert:
a) In der Uberschrift werden nach dem Wort ,Refinanzierungsgarantie ein
Komma und die Wérter ,Unzuldssigkeit des Insolvenzverfahrens® angefigt.
b) Es wird folgender neuer Absatz 4 angefugt:
,(4) Das Insolvenzverfahren Giber das Vermogen der Investitionsbank Schleswig-
Holstein ist unzulassig.”
4. In 8 6 Absatz 2 Nummer 3 wird an das Wort ,andere” der Buchstabe ,n“ ange-
fugt.
5. 8§11 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird neu gefasst:
,(1) Organe der Investitionsbank Schleswig-Holstein sind der Vorstand, der
Verwaltungsrat und die Gewahrtragerversammiung.”
b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) Satz 2 wird neu gefasst:
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d)

,Die Mitglieder des Vorstandes werden fir langstens funf Jahre auf Empfeh-

lung des Verwaltungsrates von der Gewahrtragerversammlung bestellt.”

bb) In Satz 4 werden nach dem Wort ,Verwaltungsrates® die Wérter ,und der

Gewahrtragerversammlung® eingefugt.

Die Absatze 3 und 4 werden wie folgt neu gefasst:

,(3) Der Verwaltungsrat besteht aus acht stimmberechtigten Mitgliedern, von

denen sechs Vertreterinnen oder Vertreter des Landes Schleswig-Holstein

und zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Betriebsangehdorigen der Inves-

titionsbank Schleswig-Holstein sind. Den Vorsitz im Verwaltungsrat hat die

Landesvertreterin oder der Landesvertreter des Finanzministeriums. Die

Gleichstellungsbeauftragte nimmt an den Sitzungen des Verwaltungsrates

mit beratender Stimme und ohne Stimmrecht teil. Naheres bestimmt die Sat-

zung.

(4) Die Amtszeit der Verwaltungsratsmitglieder betréagt vier Jahre. Die Ver-

treterinnen und Vertreter des Landes werden vom Land bestellt. Die Vertre-

terinnen und Vertreter der Betriebsangehdrigen der Investitionsbank Schles-

wig-Holstein werden nach einer von der Gewahrtragerversammlung zu er-

lassenden Wahlordnung von der Gesamtheit der Betriebsangehdrigen der

Investitionsbank Schleswig-Holstein in den Verwaltungsrat gewahlt. Nahe-

res bestimmt die Satzung.”

In Absatz 5 wird folgender neuer Satz 2 angefigt:

~<Angelegenheiten des Verwaltungsrates sind vertraulich zu behandeln.”

Absatz 6 wird wie folgt neu gefasst:

,(6) Der Verwaltungsrat Uberwacht die Geschéftsfihrung des Vorstandes.

Der Verwaltungsrat ist insbesondere zustandig fur:

1. die Einrichtung von Ausschissen, deren Zusammensetzung und Aufga-
ben,

2. den Erlass und die Anderung einer Geschéaftsordnung fiir sich und die
Ausschusse,

3. Empfehlungen zur Beschlussfassung durch die Gewahrtragerversamm-
lung geman Absatz 8, mit Ausnahme von Absatz 8 Nummer 5, 10 und 12.

Naheres zu den Aufgaben des Verwaltungsrates sowie die Zusammenset-

zung und die Aufgaben der Ausschiisse bestimmt die Satzung.*

10
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f) Nach Absatz 6 werden folgende neue Absétze 7 und 8 angefigt:

.(7) Die Gewahrtragerversammlung besteht aus vier Vertreterinnen oder
Vertretern des Landes, die vom Finanzministerium bevollmachtigt werden,
die Eigentimerrechte des Landes als Trager der Investitionsbank Schles-
wig-Holstein wahrzunehmen. Den Vorsitz in der Gewahrtragerversammiung
hat die Vertreterin oder der Vertreter des Finanzministeriums. Die Gewahr-
tragerversammlung beschliel3t einstimmig. Die Angelegenheiten der Ge-
wahrtragerversammlung sind vertraulich zu behandeln. Naheres bestimmt
die Satzung.

(8) Die Gewahrtragerversammlung ist zustandig fur

1. die Erh6hung des Stammkapitals und sonstige Eigenmittelmalinahmen
nach den jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmungen,

2. die Bestellung und Abberufung von Vorstandsmitgliedern,

3. die Bestellung eines Vorstandsmitglieds zur Vorstandsvorsitzenden oder
zum Vorstandsvorsitzenden sowie eines weiteren Vorstandsmitglieds zur
stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden oder zum stellvertretenden Vor-
standsvorsitzenden,

4. die Bestellung und Abberufung von Vorstandsvertreterinnen und Vor-
standsvertretern,

5. die Vorgabe von Rahmenbedingungen und Eckwerten fir die Anstel-
lungsvertrage mit den Vorstandsmitgliedern und etwaige Zielvereinbarun-
gen mit den Vorstandsmitgliedern,

6. die Feststellung des Jahresabschlusses und die Gewinnverwendung,

7. die Beschlussfassung uber den Wirtschaftsplan,

8. die Bestellung des Abschlusspriifers,

9. die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes,

10. die Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates,

11. den Erlass und die Anderung der Satzung,

12. den Erlass und die Anderung ihrer Geschéftsordnung,

13. den Erlass und die Anderung einer Wahlordnung fir die Wahl der Ver-
treterinnen und Vertreter der Betriebsangehorigen der Investitionsbank
Schleswig-Holstein im Verwaltungsrat,

14. die Beschlussfassung uber die Eingehung von Beteiligungen mit Aus-
nahme der Beteiligungen gemal} § 7 Absatz 1 Satz 2.

11
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Naheres bestimmt die Satzung.”

6. 8 17 wird wie folgt neu gefasst:

,8 17 Rechtsaufsicht

(1) Die Investitionsbank Schleswig-Holstein untersteht der Rechtsaufsicht
des Landes Schleswig-Holstein. Die Rechtsaufsicht wird durch das Fi-
nanzministerium ausgeubt.

(2) Die Rechtaufsicht erstreckt sich darauf, dass Gesetz und Satzung be-
achtet und die der Investitionsbank Schleswig-Holstein tbertragenen
Aufgaben erfillt werden. Die 88 122 bis 131 der Gemeindeordnung fin-

den entsprechende Anwendung.”

Artikel 2
Anderung des Landesverwaltungsgesetzes
Das Landesverwaltungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1992
(GVOBI. Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 1. September 2020 (GVOBI. Schl.-H. S. 508)), wird wie folgt geandert:

§ 52 wird wie folgt geandert:
a) In Satz 3 werden nach dem Wort ,anzuwenden® ein Komma und die Woérter
,soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist” angefiigt.

b) Satz 4 wird gestrichen.

Artikel 3
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verktinden.

Kiel, ...
Daniel Ginther Monika Heinold
Ministerprasident Finanzministerin
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Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Investitionsbankgesetzes und des

Landesverwaltungsgesetzes

Begrindung

A. Allgemeiner Teil:

1. Aus aufsichtsrechtlichen und gesellschaftsrechtlichen Grinden ist der VWR

nicht das geeignete Organ, um einen ,angemessenen® Einfluss des Landes
1.S.v. 8 65 Abs. 1, Nr. 3 LHO bei der IB.SH auszutiben. Der VWR eines Kredit-
instituts ist das Organ, dem die fachliche Kontrolle der Geschéftsleitung und der
Geschafte der Bank obliegt, und das daher mit fachlich qualifizierten Mitglie-
dern, die nicht weisungsgebunden sind, zu besetzen ist. Mit der Formulierung
in § 65 Abs. 1, Nr. 3 LHO, ,insbesondere im Aufsichtsrat ...“, macht der Gesetz-
geber bereits deutlich, dass auch andere Mdglichkeiten zur Sicherung eines
.<angemessenen“ Einflusses aul3erhalb des Aufsichtsorgans in Betracht kom-
men. Dementsprechend soll in der IB.SH wieder eine GTV eingerichtet werden,
in der wie bei einer Gesellschafter- bzw. Hauptversammlung eines privatrecht-
lich verfassten Unternehmens, die Eigentimerinteressen des Landes als An-
staltstrager durch weisungsgebundene bevoliméachtigte Vertreterinnen bzw.
Vertreter des Landes wahrgenommen werden.

Als Trager der IB.SH hat das Land gemal} 88 41 Abs. 1 und 42 Abs. 1 LVwWG
die Gesetzgebungs- und Regelungskompetenz fur die Organe der IB.SH im Er-

richtungsgesetz der Anstalt.

. Als Kontroll- und Uberwachungsorgan muss der VWR effektiv aufgestellt sein.

Die aufsichtsrechtlichen Anforderungen an das Aufsichtsorgan eines Kreditin-
stituts und seine Mitglieder sind seit der Finanzkrise deutlich angestiegen.

Die Ratingagentur Fitch hat in ihren Ratingberichten mehrmals darauf hinge-
wiesen, dass nicht alle Mitglieder des VWR ber Erfahrungen und Kenntnisse
im Bankenbereich verfugen.

Im IBG ist daher eine Regelung zur Besetzung des VWR erforderlich, die einer-
seits die Beteiligungshthe und das Haftungsrisiko des Landes an der IB.SH
angemessen im Verhéltnis der Landesmandatstrager berticksichtigt und ande-
rerseits dem Land das Auswahlermessen und die Flexibilitat gibt, den VWR im
Hinblick auf die Belange der IB.SH und die aufsichtsrechtlichen Anforderungen

vielseitig und fachkompetent zu besetzen.
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3.

Im Rahmen der Anderungen im IBG ist auch § 17 IBG anzupassen und die
zwischenzeitlich gednderte Zustandigkeit fur die Aufsicht Uber die IB.SH in den
Gesetzeswortlaut des 8 17 IBG aufzunehmen. Dies wird gleichzeitig zum An-
lass genommen, Inhalt, Umfang und Befugnisse der Aufsicht klarer und trans-
parenter im IBG selbst zu regeln und auf Verweise in das LVwG (88 50 ff.) zu
verzichten.

Die Regelung der formell-rechtlichen Insolvenzunfahigkeit der IB.SH erfolgte
2016 durch eine Gesetzesanderung des 8 52 LVwG und ist seitdem in § 52
S. 4 LVWG verortet. Die Gesetzesanderung in 8 52 LVwG war aufgrund einer
Gesetzesanderung des 8§ 46f KWG 2016 erforderlich geworden (s. Drs.
18/4000). In § 46f Abs. 5-7 KWG wurde im Rahmen des sog. Abwicklungsme-
chanismusgesetzes ein insolvenzrechtlicher ,Nachrang im Vorrang®“ des § 38
InsO (Insolvenzordnung) fur Glaubiger von unbesicherten Schuldtiteln im Fall
der Insolvenz eines Instituts geregelt. Die von der IB.SH zu Refinanzierungs-
zwecken begebenen Inhaberschuldverschreibungen waren von der Neurege-
lung in 8§ 46f Abs. 5-7 KWG betroffen. Die IB.SH beflrchtete dadurch eine Be-
eintrachtigung ihrer Refinanzierungsmoglichkeiten. Die Anwendung der speziell
fur Forderbanken geschaffenen Ausnahmeregelung des 8 46f Abs. 6, S. 2 KWG,
die auf die Insolvenzunfahigkeit des Instituts abstellt, war zweifelhaft, da die
IB.SH aufgrund der Regelung in § 52 S. 3 LVwWG zumindest formell-rechtlich
insolvenzfahig war, obgleich sie materiell-rechtlich durch die Anstaltslast, die
Gewahrtragerhaftung und die Refinanzierungsgarantie des Landes (8 4 IBG) vor
der Insolvenz gesichert ist. In Anbetracht der Gesetzesanderung in 8§ 46f KWG
musste 2016 zeitnah eine Regelung geschaffen werden, die die bestehende
Rechtsunsicherheit fir die IB.SH durch § 52 S. 3 LVwWG beseitigt. Daher war
seinerzeit die Aufnahme von 8 52 S. 4 LVwWG, demzufolge § 52 S. 3 LVWG nicht
fur die IB.SH gilt, eine schnelle und zielfiihrende L6sung. Grundsétzlich ist es
jedoch sachnaher, die formell-rechtliche Insolvenzunfahigkeit der IB.SH konsti-

tutiv im Anstaltserrichtungsgesetz, dem IBG, zu regeln.
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B. Zu den einzelnen Bestimmungen:

Artikel 1

Zu 2. (8 2)

Gemal3 § 11 Abs. 8, Nr. 1 IBG-E ist die GTV zustandig fur Entscheidungen zur Erho-
hung des Stammkapitals. Das Land nimmt zuklnftig seine Interessen uber die GTV
wahr. Die Zustandigkeit der Landesregierung fur Beschlisse zur Erhéhung des
Stammkapitals war 2011 durch das Haushaltsbegleitgesetz zum Haushaltsplan
2011/2012 in das IBG aufgenommen worden, weil mit diesem Gesetz die GTV bei der
IB.SH abgeschafft wurde und kein Eigentimer- bzw. Tragerorgan mehr zur Verfligung
stand, das solche weitreichenden Beschlisse fir das Land fassen konnte. Zuvor war
anstelle der Landesregierung ebenfalls die GTV fur Entscheidungen zur Erh6hung des
Stammkapitals zustandig (vgl. 8 2 Abs. 4 des IBG in der Fassung aus 2003 und 8§ 20
Buchst. d) der Satzung der IB.SH aus 2006).

Zu 3. (8 3)
Die Erganzung ist erforderlich, da die Zustandigkeit fiir den Erlass und die Anderung
der Satzung vom VwWR auf die GTV verlagert wird, vgl. 8 11 Abs. 8, Nr. 11 IBG-E.

Zu 4.(84)

Es ist sachnaher, die formell-rechtliche Insolvenzunfahigkeit der IB.SH konstitutiv im
Anstaltserrichtungsgesetz zu regeln, als im LVwG. In der Sitzung des Finanzausschus-
ses vom 30. Juni 2016 zur Anderung von § 52 LVWG wurde seinerzeit angeregt, die in
8§52 S. 4 LVWG geregelte formelle Insolvenzunfahigkeit der IB.SH spater in das IBG
aufzunehmen. Dem tragt die Anderung in § 4 IBG-E Rechnung.

Die Uberschrift zu § 4 wird um die Worter ,Unzulassigkeit des Insolvenzverfahrens®
erweitert und ein neuer Absatz 4 aufgenommen, wonach ein Insolvenzverfahren tber

das Vermogen der IB.SH unzulassig ist.
Zu 5. (85)

In der Verstandigung Il heil3t es korrekt: ,Gewahrung von Darlehen und anderen Finan-

zierungsformen an Gebietskorperschaften und offentlich-rechtliche Zweckverbande.*
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Anlasslich der Anderung des IBG soll die seit 2003 bestehende grammatikalische Un-
genauigkeit im Wortlaut des § 6 Abs. 2 Nr. 3 IBG (,andere Finanzierungsformen®) be-

richtigt werden.

Zu 6. (8 11)

a) 8§11 Abs. 1
Bei der IB.SH wird wieder eine GTV als weiteres Organ neben dem Vorstand und dem
VWR eingerichtet. Uber die GTV erhalt das Land erforderliche Steuerungskompeten-
zen bei haushaltsrelevanten Entscheidungen und kann somit einen ,angemessenen®
Einfluss des Landes gemal3 § 65 Abs. 1, Nr. 3i.V.m. § 112 Abs. 2, S. 1 LHO bei der
IB.SH sicherstellen, der der Bedeutung der IB.SH als Landesférderinstitut, der Beteili-

gungshéhe und dem Haftungsrisiko des Landes hinreichend Rechnung tragt.

Als man 2011 das Organ der GTV bei der IB.SH abschaffte, war man der Ansicht, dass
die GTV ein zweites Kontroll- und Aufsichtsgremium sei und die Funktion habe, bei
Mehrtrageranstalten die Positionen der verschiedenen Trager in grundsatzlichen An-
gelegenheiten zu vereinheitlichen und der Geschéaftsfiihrung sowie dem VwR Leitlinien
fur die FUhrung der Anstalt vorzugeben. Bei Anstalten mit nur einem Tréager — wie der
IB.SH — sei hingegen die Vorhaltung eines zweiten Steuerungsorgans oberhalb der
Geschaftsfuhrung nicht erforderlich, da Meinungsverschiedenheiten zwischen den Ver-
treterinnen oder Vertretern des Tragers im Steuerungsorgan auf der Leitungsebene
des Tréagers geklart bzw. durch einen Kabinettsbeschuss bereinigt werden kdénnten.
Eine GTV sei daher bei der IB.SH entbehrlich (vgl. Drs. 17/741 vom 23. August 2010).

Das Verstandnis der Beteiligungsverwaltung von der Aufgabe und der Funktion einer
GTV hat sich im Vergleich zu 2011 gewandelt. Die GTV ist kein zweites Aufsichts- und
Kontrollorgan, das tUber dem VwR steht, sondern ein Eigentimerorgan, in dem das
Land seine Eigentiimerrechte wie ein Gesellschafter wahrnimmt.

Im Sinne einer ,Good Corporate Governance“ wird auch bei Anstalten mit nur einem
Trager eine GTV als Eigentimerorgan bendtigt, um das Landesinteresse als Eigentl-
mer/Trager der Anstalt angemessen wahrnehmen zu kdnnen. Denn ein ,Durchregieren®
des Landes im VWR einer Anstalt, insbesondere wenn es sich bei der Anstalt um ein
Kreditinstitut handelt, ist sowohl aus gesellschaftsrechtlichen als auch aufsichtsrechtli-

chen Grinden nicht mdglich. Mit der Einfuhrung einer GTV wird das Spannungsfeld
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zwischen Unternehmens- und Landesinteresse im VwWR als Aufsichts- und Kontrollor-

gan aufgelost.

Es ist mittlerweile unstreitig, dass die 6ffentliche Hand, sofern sie sich zur Erfullung
ihrer Aufgaben privatrechtlicher Beteiligungsformen bedient, an die Regelungen des
Privatrechts in Form des Gesellschaftsrechts (AktG und GmbHG) gebunden ist. Die
Mitgliedschaft in einem Aufsichtsorgan ist ein unabhangiges, hdchst personliches
Mandat mit einer korrespondierenden personlichen Haftung des jeweiligen Mitglieds
(vgl. 8 111 Abs. 6 AktG und § 52 Abs. 1 GmbHG).

Die Mitglieder eines Aufsichtsorgans sind daher grundsatzlich nicht an Weisungen ih-
rer entsendenden Gebietskorperschaft im Hinblick auf bestimmte Beschliisse gebun-
den, sofern sie nicht auch im Unternehmensinteresse liegen. Dem Gesellschaftsrecht
sind Weisungsrechte an Mitglieder in Aufsichtsorganen fremd. Das Gesellschaftsrecht
als hoherrangiges Bundesrecht verdrangt gemal3 Art. 31 GG landesrechtliche Rege-
lungen, die entsprechende Weisungsrechte der Gebietskorperschaften vorsehen.
Diese bei privatrechtlichen Beteiligungen der offentlichen Hand anerkannten gesell-
schaftsrechtlichen Schranken werden von der Beteiligungsverwaltung des Landes im
Rahmen eines zentralisierten Beteiligungsmanagements auf alle Landesunternehmen
— unabhangig von der Rechtsform des Unternehmens — angewendet und sind daher
auch bei Anstalten des 6ffentlichen Rechts zu beachten (vgl. BHB-SH und CGK-SH).
Anknupfungspunkte fir die Beteiligungsverwaltung sind der Unternehmensbegriff und
die fur private Unternehmen geltenden rechtlichen Regelungen, da das offentliche
Recht fur Unternehmen in der Rechtsform des offentlichen Rechts insoweit keine Re-

gelungen trifft.

Dartber hinaus sind fur die IB.SH als Kreditinstitut nach 8 1 Abs. 1, S. 1 KWG die
bankaufsichtsrechtlichen Regularien zu beachten. Gemafl 8§ 25d Abs. 1, S. 1 KWG
mussen Mitglieder in Aufsichtsorganen von Kreditinstituten zuverlassig sein. Nach
der Verwaltungspraxis! der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
konnen Interessenkonflikte Zweifel an der Zuverlassigkeit begriinden und der Uber-

nahme eines Mandats entgegenstehen, wenn sie das Mitglied eines Verwaltungs-

1 BaFin-Merkblatt zu den Mitgliedern von Verwaltungs- und Aufsichtsorganen gemal KWG und KAGB
vom 04.01.2016, zuletzt geandert am 06.03.2019.
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oder Aufsichtsorgans in der Unabhangigkeit seiner Kontroll- und Uberwachungsfunk-
tion beeintrachtigen.

Das bedeutet im Umkehrschluss, dass eine Einflussnahme des Landes auf das Ab-
stimmungsverhalten seiner Vertreterinnen und Vertreter im Aufsichts- und Kontrollor-
gan eines Kreditinstituts durch etwaige Weisungen aufsichtsrechtlich nicht zulassig
ware, weil sie Interessenkonflikte begriindet und die persénliche Unvoreingenommen-
heit des Mitglieds beeintrachtigen kann.

Die Trennung im Aufsichts- und Kontrollorgan zwischen dem Unternehmensinteresse
einerseits und den Interessen des Eigentimers/Tragers andererseits ist im Hinblick
auf die Erfahrungen in der Finanzkrise bei 6ffentlich-rechtlichen Landesbanken richtig

und zielfihrend.

Die neue dreigliedrige Organstruktur der IB.SH beinhaltet klar abgegrenzte Rollen und
Kompetenzen nach dem Vorbild der gesellschaftsrechtlichen Regelungen fir private
Unternehmen. Mit ihr werden die im BHB-SH dokumentierten Standards einer guten
Unternehmensfiihrung umgesetzt, die sowohl den Vorgaben der LHO als auch der
Bankenaufsicht Rechnung tragen.

Der Vorstand leitet die Geschafte der IB.SH. Der VWR als Kontroll- und Uberwa-
chungsorgan ist mit fachkundigen, unabhangigen Mitgliedern besetzt und fir die Kon-
trolle der Geschaftsleitung und des operativen Geschéfts der Bank zustandig. In der
GTV nehmen hingegen bevollmachtigte und weisungsgebundene Vertreterinnen und
Vertreter des Landes die Eigentimerinteressen des Landes in Bezug auf haushaltsre-
levante Entscheidungen wahr. Kompetenzen und Verantwortung der Mitglieder der
Organe werden somit entsprechend ihrer Expertise und Interessen auf die Organe

verteilt.

b) 8§11 Abs. 2
8 11 Abs. 2 IBG ist an die neue dreigliedrige Organstruktur anzupassen. Der Landes-
gesetzgeber macht insoweit von seinem Gestaltungsspielraum nach 8 42 LVwG Ge-
brauch und orientiert sich bei der Bestellung der Mitglieder des Vorstandes an der
Regelung in 8 46 Nr. 5 GmbHG, weil das Land als alleiniger Eigentiimer der IB.SH bei
der Besetzung des Vorstandes, der die Lenkung und Steuerung der Bank in den Han-
den hélt, die Entscheidungshoheit haben will (vgl. auch die Regelung in § 86 ¢ Hoch-

schulgesetz).
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Im Rahmen des Gestaltungsspielraums des Landesgesetzgebers sind gleichwohl die
aufsichtsrechtlichen Regelungen des KWG und die Vorgaben der BaFin fir die IB.SH
als Kreditinstitut zu beachten. Nach § 25d Abs. 11 KWG ist das Verwaltungs- und Auf-
sichtsorgan zusténdig fur die Ermittlung von Bewerberinnen und Bewerbern fir die
Besetzung einer Stelle in der Geschaftsleitung, ggf. mit Unterstiitzung eines Nominie-
rungsausschusses, sofern ein solcher Ausschuss einzurichten ist. Unter Bertcksichti-
gung dessen sieht der Gesetz-E vor, dass der VWR der GTV eine Beschlussempfeh-
lung fur die Bestellung des Vorstands unterbreitet. Die GTV hat somit ein Letztent-
scheidungsrecht bei der Bestellung des Vorstands. Eine solche Kompetenzzuweisung
zwischen VWR und GTV bzgl. der Bestellung des Vorstandes bestand bereits in der
Gesetzesfassung des IBG aus 2003 (8 11 Abs. 2, S. 2 IBG a.F.).

c) 8§11 Abs. 3
Der VWR wird von zwolf auf acht Mitglieder verkleinert. Von den insgesamt acht Man-
daten sollen sechs Mandate von Vertreterinnen und Vertretern des Landes und zwei
Mandate von Betriebsangehérigen der IB.SH wahrgenommen werden. Dem Land ste-
hen - wie bisher - sechs Mandate zu.
Dadurch wird die Anzahl der Landesvertreterinnen und Landvertreter im VWR im Hin-
blick auf die Beteiligungshéhe und das Haftungsrisiko des Landes angemessen er-
héht.
Die Anzahl der Beschaftigtenvertreter im VwWR wird von vier auf zwei Mandate redu-
ziert, da die Teilhabe von Beschaftigtenvertreterinnen und -vertretern im VwWR einer
Anstalt 6ffentlichen Rechts rechtlich nicht erforderlich ist. Das Mitbestimmungsgesetz
Schleswig-Holstein (MBG Schl.-H.) beinhaltet keine rechtlichen Vorgaben fir Anstal-
ten des offentlichen Rechts (vgl. 88 83, 84 MBG Schl.-H.) zur Teilhabe von Vertrete-
rinnen und Vertretern der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im VwR. Die Vorschrif-
ten des gesetzlichen Mitbestimmungsrechts des Bundes sowie des Drittelbeteiligungs-
gesetzes (DrittelbG) gelten nur bei Kapitalgesellschaften, nicht aber bei einer Anstalt
offentlichen Rechts. Das Land mochte jedoch grundsatzlich an der Beteiligung von
Beschéftigtenvertreterinnen und —vertretern im VwWR der IB.SH festhalten, da sie die
Arbeit des VWR fachkompetent unterstitzen. Die Beteiligung von zwei Beschéftigten-
vertreterinnen bzw. -vertretern wird als ausreichend erachtet.
Die IHK Schleswig-Holstein und die KLV sind nicht mehr von Gesetzes wegen Mitglie-

der des VWR der IB.SH. Die Interessenvertretung der Forderbereiche Wirtschaft und
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Kommunen durch die IHK Schleswig-Holstein und die KLV im VwR ist historisch ge-
wachsen. lhre gesetzlich festgeschriebene Vertretung im VWR ist im Hinblick auf die
Anforderungen in 8 25d KWG an einen VWR jedoch nicht mehr sachgerecht. Um das
Aufsichts- und Kontrollorgan effektiv und bestmdglich im Einklang mit den aufsichts-
rechtlichen Anforderungen und unter Beachtung der Belange der IB.SH als das her-
ausragende Forderinstitut des Landes besetzen zu kénnen, ist eine flexible Regelung
erforderlich, die allein dem Land die Auswahl- und Entscheidungshoheit fir die Beset-
zung des VWR zuweist. Schlie3lich tragt das Land aufgrund der Anstaltslast, der Ge-
wahrtragerhaftung und der Refinanzierungsgarantie auch das alleinige unbegrenzte
Haftungsrisiko fur die 1B.SH.

In die Satzung ist insoweit eine flankierende Regelung aufzunehmen, die dem Land
ermdglicht, im Hinblick auf die Bedurfnisse der IB.SH und die aufsichtsrechtlichen An-
forderungen an Mitglieder in Aufsichtsorganen von Kreditinstituten externe fachkundige
Expertinnen und Experten aus der Finanz- und Wirtschaftsbranche als Vertreterinnen
und Vertreter des Landes fur den VWR der IB.SH zu bestellen. Schon zum jetzigen
Zeitpunkt hat das Land zwei seiner Mandate im VWR der IB.SH an externe Expertinnen
Ubertragen, um das Gremium insgesamt noch fachkompetenter aufzustellen.

Ziel des Landes ist es, Vertreterinnen und Vertreter der IHK und der KLV kiinftig als
Trager eines Landesmandats fir den VwWR der IB.SH unter Berucksichtigung der auf-
sichtsrechtlichen Anforderungen und der landesrechtlichen Regelungen zur ge-
schlechterparitatischen Gremienbesetzung zu bestellen. Zudem besteht nach 8§ 17
Abs. 4, S. 2 der Satzung die Mdglichkeit, Vertreterinnen und Vertreter der IHK und der
KLV als sachverstandige Personen bei forderspezifischen Themen zur Beratung hin-

zuziehen.

Der Wortlaut spricht nicht mehr von Vertreterinnen und Vertretern der Landesregie-
rung, sondern von Vertreterinnen und Vertretern des Landes. Sie kbnnen sowohl in-
terne als auch externe Vertreterinnen und Vertreter des Landes sein. Wie viele Man-
date das Land landesintern und extern vergibt, ist im IBG und der Satzung bewusst
offengelassen und steht im Ermessen des Landes. Die Entscheidung ist von den auf-
sichtsrechtlichen Regelungen im KWG und der Aufsichtspraxis der BaFin abh&ngig
und davon, inwieweit das Land in seinen eigenen Reihen Uber geeignete Personen

verfugt.
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Die Auswahl der internen Vertreterinnen und Vertreter des Landes fir den VwWR soll
unter Berlcksichtigung des Beschlusses der Landesregierung vom 01.07.2014 zur ge-
schlechterparitatischen Gremienbesetzung nicht mehr an bestimmte Amter und Funk-
tionen gebunden sein. Als Aufsichts- und Kontrollorgan ist der VWR unter der Pramisse
der fachlichen Eignung zu besetzen, dabei sind die Anforderungen des § 25d KWG,
die Leitlinien der Bankenaufsicht sowie die geltenden landesrechtlichen Regelungen
fur Berufungen in Aufsichtsorgane von juristischen Personen und Gesellschaften zu
beachten.

Demnach kdnnen nicht nur geeignete Staatssekretarinnen und Staatssekretare vom
Land als Mitglied des VWR bestellt werden, sondern auch andere geeignete Personen
aus der Ministerialverwaltung sowie — gemal der Regelung in der Satzung der IB.SH
— externe fachkundige Expertinnen und Experten aus der Finanz- und Wirtschaftsbran-

che.

Welche Ressorts ein Benennungsrecht fir die internen Vertreterinnen und Vertreter
des Landes im VwWR der IB.SH haben, soll — wie bisher — landesintern bestimmt wer-
den, um auch insoweit eine groRtmaogliche Flexibilitat zu gewéahrleisten. Neben dem
Finanzministerium, dem der Vorsitz im VWR obliegt, sollten die Ressorts mit den um-

fanglichsten und wichtigsten Férderprogrammen des Landes im VWR vertreten sein.

Der Vorsitz im VWR obliegt weiterhin einer Vertreterin oder einem Vertreter des Fi-
nanzministeriums, da das Finanzministerium nach der Geschéftsverteilung der Lan-
desregierung neben der Rechtsaufsicht Uber die IB.SH auch die Zustandigkeit fur
Grundsatzangelegenheiten und Einzelfragen im Bank- und Kreditwesen und Angele-
genheiten der Gremienvorbereitung im Bank- und Kreditwesen hat.

Die Satzung soll insoweit aber eine Regelung vorsehen, die das Land berechtigt, aus-
nahmsweise im Hinblick auf die Bedurfnisse der IB.SH und die aufsichtsrechtlichen
Anforderungen den Vorsitz im VWR auch auf eine externe Expertin oder einen exter-
nen Experten, die als Vertreterin bzw. der als Vertreter des Landes bestellt werden, zu
ubertragen. Dies soll auf Initiative und Vorschlag des Finanzministeriums erfolgen, un-
ter Beibehaltung des Mandates der Vertreterin oder des Vertreters des Finanzministe-

riums im VWR.
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Die bisher in § 11 Abs. 3 IBG enthaltene Regelung, dass Frauen und Manner bei der
Wahl der von den Betriebsangehorigen der IB.SHSH vorzuschlagenden Vertreterin-
nen und Vertreter fir den VWR entsprechend ihrem Anteil an den wahlberechtigten
Betriebsangehdrigen der IB.SHSH zu beriicksichtigen sind, wird im IBG gestrichen.
Eine entsprechende Regelung in der von der GTV zu erlassenden Wahlordnung fur
die Wahl der Vertreterinnen und Vertreter der Betriebsangehérigen der IB.SH ist inso-
weit ausreichend.

Ebenso ist aufgrund bestehender landesrechtlicher Regelungen keine gesetzliche Re-
gelung zur Paritat der Landesmandatstragerinnen und -trager im VwWR der IB.SH er-
forderlich. Das Land ist gemaf Art. 9 Landesverfassung, 8 15 Gleichstellungsgesetz
(GstG) und dem CGK-SH (Kapitel 5.4.1.) verpflichtet, auf eine paritatische Besetzung
von Mannern und Frauen in Aufsichts- und Verwaltungsraten hinzuwirken, sofern es
berechtigt ist, Vertreterinnen und Vertreter in Gremien zu entsenden. Im Erlass des
Finanzministeriums vom 15. Juli 2014 zu 8§ 13 Abs. 1, Nr. 8 der Geschéaftsordnung der
Landesregierung ist in Umsetzung dessen geregelt, dass bei Berufungen in Aufsichts-
organe das vorschlagsberechtigte Ressort die Zustimmung des fur Gleichstellung zu-
stéandigen Ministeriums einzuholen hat, das die Einhaltung der landesrechtlichen Re-

gularien zur Gleichstellung prift.

d) 8§11 Abs. 4

Nach der Regelung in § 11 Abs. 4, S. 2 IBG-E werden kunftig nur noch die Vertrete-
rinnen und Vertreter des Landes vom Land bestellt. Die Bestellung richtet sich nach
den geltenden landesrechtlichen Regelungen und erfordert einen Beschluss der Lan-
desregierung. Die Vertreterinnen und Vertreter der Betriebsangehorigen der IB.SH
werden hingegen auf der Grundlage einer von der GTV zu erlassenen Wahlordnung
direkt in den Verwaltungsrat gewéhlt.

Eine Bestellung der Beschéftigtenvertreterinnen und -vertreter durch die Landesregie-
rung ist im Hinblick auf das Demokratieprinzip (Art. 2 der Landesverfassung) rechtlich
nicht geboten und zudem nicht praktikabel, weil das Land faktisch keinen Einfluss auf
die Wahlentscheidung der IB.SH hat, die Mehrheit der Mitglieder des Organs demo-
kratisch legitimiert ist und die Entscheidungen des Organs von einer Mehrheit demo-
kratisch legitimierter Mitglieder (Dreiviertelmehrheit des Landes) getragen werden

(,Prinzip der doppelten Mehrheit®).
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Durch die Zustandigkeit der GTV fir den Erlass und die Anderung der Wahlordnung
fur die Wahl der Beschaftigtenvertreterinnen und -vertreter in den VWR der IB.SH kann
das Land zusatzlich Einfluss darauf nehmen, nach welchen Grundsétzen die Wahl der

Betriebsangehdrigen in den VwWR erfolgen soll.

e) 8§11 Abs.5
In Absatz 5 wird in einem neuen Satz 2 zur Klarstellung aufgenommen, dass die An-

gelegenheiten des Verwaltungsrates vertraulich zu behandeln sind.

f) 8§11 Abs.6
Aufgrund der gednderten Organstruktur sind die Aufgaben und Zustandigkeiten zwi-
schen dem VwWR und der GTV neu zu verteilen. 8§ 11 Abs. 6 IBG ist daher zu streichen
und neu zu fassen.
Der VWR ist als Aufsichts- und Kontrollorgan gemaf3 8 25d Abs. 1 und 2 KWG zustan-
dig fur die Uberwachung der Geschaftsfiihrung des Vorstandes und der Geschafte des
Instituts.
Durch das Wort ,insbesondere®in § 11 Abs. 6 IBG-E wird klargestellt, dass die Zustan-
digkeit des VWR nicht abschliel3end geregelt ist. Es besteht die Méglichkeit, weitere
Zustandigkeiten des VWR in der Satzung zu regelin.
Fallt eine Entscheidung nicht in den ausdrticklich gesetzlich geregelten Zustandigkeits-
bereich der GTV nach 8§ 11 Abs. 8 IBG-E, so ist der VWR zustandig.
Die Zustandigkeit des VWR fur die Einrichtung von Ausschissen und deren Zusam-
mensetzung ergibt sich aus 8§ 25d Abs. 7 KWG. Daraus leitet sich auch die Zustandig-
keit fir den Erlass und die Anderung von Geschéaftsordnungen fiir sich und die Aus-
schiisse ab.
Nach 8 11 Abs. 6, S. 2, Nr. 3 IBG-E ist der VWR zustandig fur Empfehlungen zur Be-
schlussfassung der GTV nach § 11 Abs. 8 IBG-E. Durch diese Regelung wird sicher-
gestellt, dass die Entscheidungen der GTV auf der Grundlage der fachlichen Expertise
des VWR ergehen. Denn flr die GTV, die mit bevollmachtigten Vertreterinnen und Ver-
tretern des Landes besetzt ist, gelten nicht die Anforderungen der Bankenaufsicht an
Mitglieder von Verwaltungs- und Aufsichtsorganen. Nach der Verwaltungspraxis der
BaFin ist unter dem Begriff des Verwaltungs- und Aufsichtsorgan dasjenige Organ zu
verstehen, dem die Uberwachung der Geschaftsleitung des Unternehmens obliegt.

Nur die Mitglieder des VWR unterliegen somit der ,Eignungs- und Qualitatsprifung”
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der Bankenaufsicht. Sie miissen als Mitglieder des zustandigen Organs fiir die Uber-
wachung der Geschaftsleitung Uber die erforderliche fachliche Qualifikation und Sach-
kunde verfiigen, um die Geschéafte des Unternehmens zu verstehen und Risiken be-

urteilen zu kdnnen.

g) 811 Abs.7

Die GTV ist mit vier bevollmachtigten Vertreterinnen oder Vertretern des Landes be-
setzt, die die Eigentimerinteressen des Landes in der GTV wahrnehmen. Als Bevoll-
machtigte des Landes haben sie in der GTV keine personlichen und unabhangigen
Mandate. Sie handeln fur und im Namen des Vertretenen (dem Land) und sind im
Rahmen der ihnen erteilten Vollmacht auch an etwaige Weisungen des Landes ge-
bunden (vgl. 88 164 ff. BGB). Die Anzahl von vier Bevollmachtigten in der GTV ent-
spricht der Regelung aus der Fassung des IBG von 2003. Bevollmachtigte in der GTV
konnen Ministerinnen und Minister, Staatssekretarinnen und Staatssekretare oder
auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus der Ministerialverwaltung sein. Es soll keine
Personalunion zwischen den Mitgliedern des VWR und der GTV bestehen, um die Un-
abhangigkeit des VWR nicht in Frage zu stellen.

Zur Klarstellung ist in 8 11 Abs. 7, Satz 4 aufgenommen, dass die Angelegenheiten

der Gewahrtragerversammlung vertraulich zu behandeln sind.

Wer das Land in der GTV vertreten soll, wird landesintern bestimmt. Nach Festlegung
der vertretungsberechtigten Ressorts haben diese gegeniuber der Beteiligungsverwal-
tung jeweils eine Vertreterin bzw. einen Vertreter fur die GTV zu benennen. Die Bevoll-
machtigung der Vertreterinnen und Vertreter des Landes fur die GTV erfolgt durch das
Finanzministerium, das fur die Wahrnehmung der Eigentimer- und Gesellschafter-
rechte des Landes zustandig ist und insoweit auch befugt ist, Vollmachten zu erteilen.
Eine Vertreterin oder ein Vertreter des Finanzministeriums hat aus Griinden der Haus-
haltskontrolle und der Zustandigkeit fur die Wahrnehmung der Eigentimer- und Ge-
sellschafterrechte des Landes den Vorsitz in der GTV.

Wie in der Gesetzesfassung des IBG aus dem Jahr 2003 mussen die Beschlisse der
GTV einstimmig gefasst werden. Mit dem Einstimmigkeitserfordernis wird sicherge-
stellt, dass der Landeswille in der GTV einheitlich vertreten wird und die Bevollmach-

tigten ggf. auch per Beschluss der Landesregierung angewiesen werden konnen.
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h) § 11 Abs. 8
Die GTV ist als Eigentimerorgan kein weiteres Kontroll- und Aufsichtsorgan neben dem
VWR. Die Zustandigkeit der GTV beschrénkt sich allein auf Entscheidungen, die das
Land als Trager der IB.SH in seinen Eigentiimerinteressen und haushaltsrelevanten
Entscheidungen berthren, wahrend die Aufsichts- und Kontrollfunktion vom VwR wahr-
genommen wird. Der Aufgabenbereich der GTV ist dementsprechend enumerativ fest-
gelegt. Die vom VWR auf die GTV zurilick verlagerten Aufgaben in § 11 Abs. 8 IBG-E
orientieren sich an den gesellschaftsrechtlichen Vorgaben des § 46 GmbHG und des
§ 119 AktG (Rechte der Gesellschafter- bzw. Hauptversammlung). Die Regelung des
§ 11 Abs. 8 IBG-E entspricht weitestgehend der Regelung des § 20 der Satzung der
IB.SH vom 13. Juli 2003.
Die GTV entscheidet auf der Grundlage einer fachlichen Beschlussempfehlung des
VWR und hat gegeniber dem VwR fur Beschlisse nach § 11 Abs. 8, Nr. 1, 2, 3, 4, 6,
7, 8,9, 11, 13 und 14 ein abschliel3endes Entscheidungsrecht. Dies gilt nicht fur Be-
schlisse der GTV gemal § 11 Abs. 8, Nr. 5, 10 und 12, fir die der VWR der GTV keine
Empfehlung zur Beschlussfassung unterbreitet. Insoweit besteht eine Alleinzustandig-
keit der GTV.

Nach § 11 Abs. 8, Nr. 1 IBG-E ist fur Entscheidungen zur Erhéhung des Stammkapitals
zuklnftig wieder die GTV zustandig. Ein Beschluss der Landesregierung ist nicht mehr
erforderlich. Die Regelung in 8 2 Abs. 4 IBG ist entsprechend zu andern und an die

Zustandigkeit der GTV anzupassen.

Nach § 11 Abs. 8, Nr. 2 IBG-E ist die GTV fiur die Bestellung und Abberufung von
Vorstandsmitgliedern zustandig. Die GTV hat bei der Bestellung und Abberufung der
Vorstandsmitglieder ein Letztentscheidungsrecht (vgl. die Ausfihrungen unter 8§ 11
Abs. 2.)

Die Vorgabe von Rahmenbedingungen und Eckwerten fir die Anstellungsvertrage des
Vorstands und etwaige Zielvereinbarungen mit den Vorstandsmitgliedern féallt geman
8 11 Abs. 8, Nr. 5 IBG-E in die Zustandigkeit der GTV. Das Land tragt in diesen Berei-
chen eine besondere politische Verantwortung und benétigt daher die Steuerungskom-
petenz fur die Vertragsangelegenheiten des Vorstands tUber die GTV. Die Eckwerte fur

die Anstellungsvertrage sollen insbesondere die Punkte Fixgehalt, etwaige variable
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Vergutungsbestandteile, Dienstwagen und Altersversorgung umfassen. Die Zustan-
digkeit der GTV fur die Vorgabe von Rahmenbedingungen und Eckwerten fur die An-
stellungsvertrage umfasst auch die Folgevertrage bei Fortfihrung der Zusammenar-
beit mit dem Vorstand. Soweit Zielvereinbarungen mit dem Vorstand abgeschlossen
werden, gibt die GTV den Rahmen und Eckwerte fir quantitative und qualitative Ziele
sowie deren Gewichtung vor.

Die Zustandigkeit des VWR und des Vergutungskontrollausschusses fiir die Uberwa-
chung der angemessenen Ausgestaltung der Verglitungssysteme der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter und der Geschaftsleitung nach § 25a Abs. 5 und 8 25d Abs. 12 KWG
bleibt davon unberihrt. Die Verhandlungs- und Abschlusskompetenz fur die Vor-
standsvertrage hat weiterhin die oder der Vorsitzende des VWR. Die oder der Vorsit-
zende des VWR wird von der GTV ermachtigt, auf Basis der von der GTV vorgegebe-
nen Eckwerte die Vorstandsvertrage zu verhandeln und nach Vorlage eines Entwurfs
an die GTV den Anstellungsvertrag abzuschliel3en. Die Vereinbarung einer jahrlichen
Zielvereinbarung sowie die Feststellung der Zielerreichung und die Festsetzung eines
daran gekoppelten Auszahlungsbetrages liegen weiterhin in der Zustandigkeit des
VWR bzw. des Vergutungskontrollausschusses und der bzw. des Verwaltungsratsvor-
sitzenden. Dadurch soll die Kontrollfunktion des VwWR sichergestellt werden.

Gemal § 11 Abs. 8, Nr. 14 IBG-E fallt zuklnftig auch die Entscheidung tber die Ein-
gehung von Beteiligungen der IB.SH in den Zustandigkeitsbereich der GTV, die bisher
nach 8§ 16 Abs. 2, Nr. 17 der Satzung dem VwR oblag. Vor Abschaffung der GTV fiel
diese Aufgabe ebenfalls in den Zustandigkeitsbereich der GTV. Der Begriff der Betei-
ligung in 8 11 Abs. 8, Nr. 14 IBG-E bezieht sich auf die strategischen Beteiligungen
der IB.SH, die die finanziellen Interessen des Landes als Anstalts- und Gewahrtrager
bertihren, wie z.B. die NordwestLotto S.-H. GmbH & Co. KG und die Landgesellschaft
S.-H. mbH.

Nicht erfasst sind in 8 11 Abs. 8, Nr. 14 IBG-E die stillen oder offenen Forderbeteili-
gungen der IB.SH zur Eigenkapitalstarkung nach § 7 Abs. 1, Satz 2 IBG. Diese sollen
nicht in die Entscheidungskompetenz der GTV fallen und sind daher explizit ausge-
nommen. Vor einer Beschlussempfehlung des VwWR und einer abschlieRenden Ent-
scheidung der GTV uber die Eingehung einer strategischen Beteiligung muss in ent-
sprechender Anwendung von 8 65 Abs. 2 LHO i.V.m. 8§ 16 IBG die Zustimmung des

Finanzministeriums eingeholt werden.
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Zu 6. (817)

Die Neufassung von § 17 soll Zustandigkeit, Inhalt und Umfang der staatlichen Aufsicht
Uber die IB.SH verstandlicher und transparenter regeln. Die bisher im Gesetz enthal-
tene FulRnotenregelung und der Verweis auf 8 50 LVwWG, der wiederum auf andere
gesetzliche Regelungen verweist, verkomplizieren die Gesetzesanwendung unndtig.
In der Uberschrift zu § 17 IBG-E wird bereits klargestellt, dass die Aufsicht des Landes
eine Rechtsaufsicht ist. Die Aufsichtsbehdrde hat lediglich die Rechtmafiigkeit des
Handelns der IB.SH zu Giberwachen, und nicht - wie bei einer Fachaufsicht - auch die
Zweckmalfigkeit des Handelns.

Zustandige Aufsichtsbehorde ist gemaR Absatz 1 das Finanzministerium. Damit wird
der Inhalt der Zustandigkeitsregelung in der Ful3note in den Gesetzeswortlaut tber-
nommen. Absatz 2 regelt den Umfang der Aufsicht und gibt den Regelungsinhalt von
§ 52 Satz 1 LVwWG wieder. Gemal Absatz 2, Satz 2 stehen der Aufsichtsbehorde die
Aufsichtsmittel der Kommunalaufsicht nach 88 122 bis 131 GO in entsprechender An-
wendung zur Verfiigung. Dies sind insbesondere das Auskunftsrecht (§ 122 GO), das
Beanstandungsrecht (§ 123 GO), das Anordnungsrecht (§ 124 GO), die Mdglichkeit
der Ersatzvornahme (8§ 125 GO) und die Bestellung eines Beauftragten (8 127 GO).

Artikel 2

Aufgrund der Regelung der formellen Insolvenzunfahigkeit der IB.SH in § 4 Abs. 4 IBG-E
ist die Regelung des § 52 S. 4 LVwWG zu streichen.

Mit der Erganzung im zweiten Halbsatz von § 52 S. 3 LVwG wird die Rechtsgrundlage
fur eine anderweitige Regelung, als sie § 52 S. 3 LVwWG vorsieht, in 8 4 Abs. 4 IBG-E

geschaffen.

27

28 von 28



	Leere Seite
	263-IB-Gesetz.pdf
	Organisation
	Anschreiben LT-IB Gesetz.pdf
	KV356a.docx
	A. Problem
	B. Lösung
	C. Alternativen
	Keine.
	D. Kosten und Verwaltungsaufwand
	1. Kosten
	2. Verwaltungsaufwand
	3. Auswirkungen auf die private Wirtschaft
	Keine.
	E. Länderübergreifende Zusammenarbeit
	Entfällt.
	F. Information des Landtages nach Artikel 28 der Landesverfassung
	G. Federführung




